
 
Stadt Bad Iburg erstellt kommunale Wärmeplanung 
 
 
In der Stadt Bad Iburg wird in diesem Jahr die kommunale Wärmeplanung erstellt. 
Um das zu ermöglichen wurde erfolgreich eine Förderung des Vorhabens aus dem 
Klima- und Transformationsfonds des Bundes beantragt. Hieraus erhält die Stadt 
eine Förderung von 90% der Projektkosten. Mit der Durchführung wurde die 
Teutoburger Energie Netzwerk eG aus Hagen a. T. W. beauftragt. 
 
„Ich freue mich sehr über die Förderung durch den Bund. Hiermit können wir die 
Planungsgrundlage für eine nachhaltige und wirtschaftliche Wärmeversorgung in Bad 
Iburg schaffen“, sagt Bürgermeister Daniel Große-Albers. 
 
Mit der Wärmeplanung besteht die Möglichkeit, eine Strategie für die Transformation 
der Wärmeversorgung zu entwickeln, um einen zentralen Beitrag zum Erreichen der 
gesetzlichen Klimaschutzziele leisten zu können. Wichtig hierbei: aus der 
kommunalen Wärmeplanung selbst entstehen unmittelbar keine Verpflichtungen für 
die Bürgerinnen und Bürger Bad Iburgs. Vielmehr ist der Wärmeplan eine vernünftige 
und durchdachte Grundlage für künftige Entscheidungen hinsichtlich der individuellen 
Wärmeversorgung. 
 
Die Förderung des Vorhabens (Förderkennzeichen 67K26486) ist Bestandteil der 
Nationalen Klimaschutzinitiative. Mit der Nationalen Klimaschutzinitiative initiiert und 
fördert die Bundesregierung seit 2008 zahlreiche Projekte, die einen Beitrag zur 
Senkung der Treibhausgasemissionen leisten. Ihre Programme und Projekte decken 
ein breites Spektrum an Klimaschutzaktivitäten ab: von der Entwicklung langfristiger 
Strategien bis hin zu konkreten Hilfestellungen und investiven Fördermaßnahmen. 
Diese Vielfalt ist Garant für gute Ideen. Die Nationale Klimaschutzinitiative trägt zu 
einer Verankerung des Klimaschutzes vor Ort bei. Von ihr profitieren 
Verbraucherinnen und Verbraucher ebenso wie Unternehmen, Kommunen und 
Bildungseinrichtungen. 
 
Informationen zur Förderung von kommunalen Klimaschutzmaßnahmen und zum 
Projektträger auf Seiten des Bundes: www.klimaschutz.de/kommunalrichtlinie 
 

 


